
LBBW Asset Management Investmentgesellschaft mbH 
 

Stuttgart 
 
 

Wichtige Mitteilung an unsere Anlegerinnen und Anleger des OGAW-Sondervermögens  
mit der Bezeichnung 

 
RW Rentenstrategie (A0MU78/DE000A0MU789) 

 
Bekanntmachung der Änderung der Fondsbezeichnung sowie  

der Besonderen Anlagebedingungen  
 

 
Mit Genehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht werden die Besonderen 
Anlagebedingungen (BABen) des oben genannten OGAW-Sondervermögens neu gefasst.  

 
Die Änderungen dienen u.a. dazu, die Fondsbezeichnung an die Umfirmierung des Anlageberaters 
anzupassen. Vor diesem Hintergrund wurden die BABen des OGAW-Sondervermögens überarbeitet. 
Zudem wurden die Allgemeinen Anlagebedingungen (AABen) angepasst. Die Bekanntmachung der 
Änderungen der AABen erfolgt in einer gesonderten Publikation. Nachfolgend erläutern wir Ihnen 

wesentliche Änderungen der BABen im Einzelnen. Ferner wurden einige redaktionelle sowie 
klarstellende Anpassungen in den BABen vorgenommen.  
 
-  Der Name des OGAW–Sondervermögens wird wie folgt neu gefasst: ERW Renten Strategie  
 

- In § 2 Abs. 6 (Anlagegrenzen) wird Satz 3 dahingehend konkretisiert, dass abgesehen von Satz 1 
keine Beschränkung hinsichtlich des Anteils, der höchstens in Anteilen der jeweiligen Art gehalten 
werden darf, erfolgt und lautet zukünftig wie folgt: 

 
Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Investmentanteilen nach 

Maßgabe des § 8 der AABen angelegt werden, die laut der Anlagebedingungen in Verbindung mit den 

Verkaufsprospekten, Halbjahres- bzw. Jahresberichten zu mehr als 50 Prozent in die in § 1 Nrn.1, 2 und 

5 oder zu mehr als 50 Prozent in die in § 1 Nr. 6 aufgezählten Vermögensgegenstände investieren. Es 

bestehen keine weiteren Einschränkungen hinsichtlich der Art der erwerbbaren Investmentanteile. 

Abgesehen von Satz 1 erfolgt keine Beschränkung hinsichtlich des Anteils, der höchstens in Anteilen 

der jeweiligen Art gehalten werden darf. Hierbei sind die in Pension genommenen Investmentanteile auf 

die Anlagegrenzen der §§ 207 und 210 Absatz 3 KAGB anzurechnen. Die Auswahl der 

Investmentanteile, die für das OGAW-Sondervermögen erworben werden dürfen, obliegt, im Rahmen 

der Anlagegrenzen, dem Fondsmanagement. 

 

- In § 7 Abs. 7 (Kosten) wird die Berechnung und Belastung der Vergütungen/Kosten präzisiert und 
wie folgt umformuliert: 

 
7. Die Vergütungen/Kosten gemäß den vorstehenden Absätzen 1 bis 5 werden auf Basis der 

Nettoinventarwerte aller Bewertungstage eines Monats errechnet. Aus diesen Nettoinventarwerten wird 

ein gleichgewichtetes Durchschnittsvolumen ermittelt. Der jeweilige Vergütungssatz wird anhand aller 

Kalendertage eines jeden Monats zeitanteilig gewichtet. Die Vergütung errechnet sich, indem das 

gewichtete Durchschnittsvolumen mit dem zeitanteiligen Vergütungssatz multipliziert wird. 

 

Die Vergütungen/Kosten werden dem OGAW-Sondervermögen nachträglich im Folgemonat 

entnommen. 

 



An jedem Bewertungstag eines Monats werden zeitanteilige Vergütungen/Kosten in das OGAW-

Sondervermögen als Verbindlichkeit eingebucht und damit im OGAW-Sondervermögen mindernd 

berücksichtigt. Mit jeder Neubewertung wird die Gebührenabgrenzung nach der obigen 

Berechnungslogik zeitanteilig neu ermittelt und die davor eingebuchte Verbindlichkeit der Höhe nach 

auf den neuen aktuellen Wert angepasst. Dabei wird jeweils für den ersten Bewertungstag eines Monats 

für die Kostenabgrenzung der Nettoinventarwert des letzten Bewertungstages des Vormonats zu 

Grunde gelegt. 

 
-  In § 7 Abs. 8 (Kosten) werden die Kostentatbestände unter Buchstabe a) und g) an die BaFin-

Musterkostenklauseln angepasst und erhalten folgenden Wortlaut: 
 

a) Kosten für die Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen 

dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Verschmelzungen von 

Investmentvermögen und außer im Fall der Informationen über Maßnahmen im Zusammenhang mit 

Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

 

g) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den vorstehend in 

Buchstaben a) bis f) genannten und vom OGAW-Sondervermögen zu ersetzenden Aufwendungen. 

 
*** 

 

Die vorgenannten Änderungen wurden von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht mit 
Schreiben vom 8. Dezember 2025 genehmigt. 
 
Die genannten Änderungen der BABen des o.g. OGAW-Sondervermögens treten am 19. Dezember 
2025 in Kraft. 

 
Mit Inkrafttreten erscheint auch jeweils eine aktualisierte Ausgabe des Verkaufsprospektes und des 
Basisinformationsblattes. Diese Dokumente sind im Internet unter www.lbbw-am.de oder bei der LBBW 
Asset Management Investmentgesellschaft mbH auf Anforderung kostenfrei erhältlich. 
 

Die BABen des o.g. OGAW-Sondervermögens sind nachfolgend vollständig abgedruckt.  
 
 
Stuttgart, den 10. Dezember 2025 
 

LBBW Asset Management Investmentgesellschaft mbH 
Die Geschäftsführung 

 

Besondere Anlagebedingungen 

zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der LBBW Asset Management 
Investmentgesellschaft mbH, Stuttgart, („Gesellschaft“) für das von der Gesellschaft verwaltete OGAW-
Sondervermögen 

ERW Renten Strategie, 

die nur in Verbindung mit den für dieses Sondervermögen von der Gesellschaft aufgestellten 
„Allgemeinen Anlagebedingungen“ (AABen) gelten. 
 

ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN 
 



§ 1 Vermögensgegenstände 

Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen folgende Vermögensgegenstände erwerben: 

1. Wertpapiere gemäß § 5 der AABen, 

2. Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen; 

3. Bankguthaben gemäß § 7 der AABen; 

4. Investmentanteile gemäß § 8 der AABen; 

5. Derivate gemäß § 9 der AABen; 

6. Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 der AABen. 
 

§ 2 Anlagegrenzen  

1. Mehr als 50 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens werden in verzinsliche 
Wertpapiere angelegt; auf die vorgenannte Bestandsgrenze werden Derivate nicht angerechnet.  

Der Anteil der Aktien darf insgesamt 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht 
übersteigen. Wird die in Satz 2 genannte Grenze durch Wertsteigerungen der im OGAW-

Sondervermögen enthaltenen Aktien sowie durch Ausübung von Bezugs-, Wandlungs- und 
Optionsrechten überschritten, so wird die Gesellschaft bei ihren Verkäufen für Rechnung des 
OGAW-Sondervermögens, unter Wahrung der Interessen der Anleger, als vorrangiges Ziel die 
Wiedereinhaltung dieser Grenze anstreben.  

Die in Pension genommenen Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 
KAGB anzurechnen. 

2. Bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Geldmarktinstrumenten 
nach Maßgabe des § 6 der AABen angelegt werden. Hierbei sind die für das OGAW-
Sondervermögen gehaltenen Bankguthaben anzurechnen. Die Geldmarktinstrumente dürfen 
auch auf Fremdwährung lauten. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente sind auf die 
Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen. 

3. Bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Bankguthaben nach 
Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen angelegt werden. Die Bankguthaben dürfen auch auf 
Fremdwährung lauten. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen 
Geldmarktinstrumente anzurechnen. 

4. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über 5 Prozent hinaus bis 
zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden, wenn der 
Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 Prozent des 
Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt. 

5. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Emittenten mehr als 
35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen: 

– Bundesrepublik Deutschland 

– Land Baden-Württemberg, 

– Freistaat Bayern, 

– Land Berlin, 



– Land Brandenburg, 

– Freie Hansestadt Bremen, 

– Freie und Hansestadt Hamburg, 

– Land Hessen, 

– Land Mecklenburg-Vorpommern, 

– Land Niedersachsen, 

– Land Nordrhein-Westfalen, 

– Land Rheinland-Pfalz, 

– Land Saarland, 

– Freistaat Sachsen, 

– Land Sachsen-Anhalt, 

– Land Schleswig-Holstein, 

– Freistaat Thüringen. 

6. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Investmentanteilen nach 
Maßgabe des § 8 der AABen angelegt werden, die laut der Anlagebedingungen in Verbindung 
mit den Verkaufsprospekten, Halbjahres- bzw. Jahresberichten zu mehr als 50 Prozent in die in 
§ 1 Nrn.1, 2 und 5 oder zu mehr als 50 Prozent in die in § 1 Nr. 6 aufgezählten 
Vermögensgegenstände investieren. Es bestehen keine weiteren Einschränkungen hinsichtlich 
der Art der erwerbbaren Investmentanteile. Abgesehen von Satz 1 erfolgt keine Beschränkung 

hinsichtlich des Anteils, der höchstens in Anteilen der jeweiligen Art gehalten werden darf. Hierbei 
sind die in Pension genommenen Investmentanteile auf die Anlagegrenzen der §§ 207 und 210 
Absatz 3 KAGB anzurechnen. Die Auswahl der Investmentanteile, die für das OGAW-
Sondervermögen erworben werden dürfen, obliegt, im Rahmen der Anlagegrenzen, dem 
Fondsmanagement. 

 

§ 3 Anlageausschuss 

Die Gesellschaft kann sich bei der Auswahl der für das OGAW-Sondervermögen anzuschaffenden oder 
zu veräußernden Vermögensgegenstände des Rates eines Anlageausschusses bedienen. 
 

ANTEILKLASSEN 

§ 4 Anteilklassen 

1. Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 16 Absatz 3 der AABen 
gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, der 
Währung des Anteilwertes einschließlich des Einsatzes von Währungssicherungsgeschäften, 

der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale 
unterscheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zulässig und liegt im Ermessen der 
Gesellschaft. 

2. Der Abschluss von Währungskurssicherungsgeschäften ausschließlich zugunsten einer einzigen 
Währungsanteilklasse ist zulässig. Für Währungsanteilklassen mit einer Währungsabsicherung 



zugunsten der Währung dieser Anteilklasse (Referenzwährung) darf die Gesellschaft auch 

unabhängig von § 9 der AABen Derivate im Sinne des § 197 Absatz 1 KAGB auf Wechselkurse 
oder Währungen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechselkursverluste von nicht 
auf die Referenzwährung der Anteilklasse lautenden Vermögensgegenständen des OGAW-
Sondervermögens zu vermeiden. 

3. Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der Auflegung 
neuer Anteilklassen, die Ausschüttungen (einschließlich der aus dem Fondsvermögen ggf. 
abzuführenden Steuern), die Verwaltungsvergütung und die Ergebnisse aus 
Währungskurssicherungsgeschäften, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. 

einschließlich Ertragsausgleich, ausschließlich dieser Anteilklasse zugeordnet werden. 

4. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und 
Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die Anteilklassen kennzeichnenden 
Ausgestaltungsmerkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeaufschlag, Währung des Anteilwertes, 

Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder eine Kombination dieser Merkmale) 
werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben. 

 

ANTEILE, AUSGABEPREIS, RÜCKNAHMEPREIS, RÜCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN 

 

§ 5 Anteile 

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe 
ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 
 

§ 6 Ausgabe- und Rücknahmepreis 

1. Der Ausgabeaufschlag beträgt bei jeder Anteilklasse bis zu 3 Prozent des Anteilwerts. Es steht 
der Gesellschaft frei, für eine oder mehrere Anteilklassen niedrigere Ausgabeaufschläge zu 
berechnen oder von der Berechnung eines Ausgabeaufschlages abzusehen. 

2. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

 

§ 7 Kosten 
 

Vergütungen, Aufwendungen und Transaktionskosten 

1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens eine jährliche 
Vergütung von bis zu 1,00 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-
Sondervermögens. 

2. Die Gesellschaft bedient sich bei der Umsetzung des Anlagekonzepts einer 
Beratungsgesellschaft. Die Beratungsgesellschaft erhält eine jährliche Vergütung von bis zu 
0,90 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens. Die 
Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß § 7 Absatz 1 nicht abgedeckt und somit 
dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-

Sondervermögen eine niedrigere Vergütung in Rechnung zu stellen oder von der Berechnung 
einer Vergütung abzusehen.  



3. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine jährliche Kostenpauschale in 
Höhe von bis zu 0,30 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-
Sondervermögens. 

 Die Kostenpauschale deckt folgende abschließend genannten Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für 
die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 
vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt 
und Basisinformationsblatt); 

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und 
Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des 
Auflösungsberichtes; 

d) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des 
OGAW-Sondervermögens; 

e) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 

f) Kosten für die Analyse des Anlageerfolgs des OGAW-Sondervermögens durch Dritte; 

g) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder –dienstleistungen durch Dritte in 
Bezug auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder in 
Bezug auf die Emittenten oder potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in 
engem Zusammenhang mit einer bestimmten Branche oder einem bestimmten Markt. 

4. Ferner werden dem OGAW-Sondervermögen die durch Dritte in Rechnung gestellten Kosten und 
Leistungsentgelte, deren Dienste sich die Gesellschaft für den Abschluss und die Verwaltung von 
Derivate-Geschäften und für die Verwaltung von Sicherheiten solcher Derivate-Geschäfte 
(Collateral-Management) bedient, bis zur Höhe von jährlich insgesamt 0,10 Prozent des 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens belastet. Dies beinhaltet 

insbesondere auch Leistungen Dritter im Rahmen der Erfüllung der Verordnung (EU) Nr. 
648/2012 European Market Infrastructure Regulation (EMIR), unter anderem durch Meldungen 
an Transaktionsregister sowie Leistungen im Zusammenhang mit Rechtsträger-Kennungen und 
das zentrale Clearing von OTC-Derivaten. 

 Es steht der Gesellschaft frei, nur Teilbeträge zu belasten oder von einer Belastung abzusehen. 

5. Die Verwahrstelle erhält für ihre Tätigkeit eine jährliche Vergütung von bis zu 0,10 Prozent des 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens. 

6. Der Betrag, der dem OGAW-Sondervermögen nach den vorstehenden Absätzen 1 bis 5 als 
Vergütung/Kosten entnommen wird, kann jährlich insgesamt bis zu 2,40 Prozent des 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens betragen. 

7. Die Vergütungen/Kosten gemäß den vorstehenden Absätzen 1 bis 5 werden auf Basis der 
Nettoinventarwerte aller Bewertungstage eines Monats errechnet. Aus diesen 
Nettoinventarwerten wird ein gleichgewichtetes Durchschnittsvolumen ermittelt. Der jeweilige 

Vergütungssatz wird anhand aller Kalendertage eines jeden Monats zeitanteilig gewichtet. Die 
Vergütung errechnet sich, indem das gewichtete Durchschnittsvolumen mit dem zeitanteiligen 
Vergütungssatz multipliziert wird. 



 Die Vergütungen/Kosten werden dem OGAW-Sondervermögen nachträglich im Folgemonat 
entnommen. 

 An jedem Bewertungstag eines Monats werden zeitanteilige Vergütungen/Kosten in das OGAW-
Sondervermögen als Verbindlichkeit eingebucht und damit im OGAW-Sondervermögen mindernd 

berücksichtigt. Mit jeder Neubewertung wird die Gebührenabgrenzung nach der obigen 
Berechnungslogik zeitanteilig neu ermittelt und die davor eingebuchte Verbindlichkeit der Höhe 
nach auf den neuen aktuellen Wert angepasst. Dabei wird jeweils für den ersten Bewertungstag 
eines Monats für die Kostenabgrenzung der Nettoinventarwert des letzten Bewertungstages des 
Vormonats zu Grunde gelegt. 

8. Zusätzlich zu den der Gesellschaft, der Verwahrstelle und ggf. Dritten zustehenden 
Vergütungen/Kosten gehen die folgenden Aufwendungen bzw. Transaktionskosten zu Lasten 
des OGAW-Sondervermögens: 

a) Kosten für die Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen 
dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Verschmelzungen von 
Investmentvermögen und außer im Fall der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der 

Anteilwertermittlung; 

b) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die 
Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen 

die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

c) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-
Sondervermögen erhoben werden; 

d) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen; 

e) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. 
Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 

f) Kosten, die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen entstehen (Transaktionskosten); 

g) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den vorstehend 
in Buchstaben a) bis f) genannten und vom OGAW-Sondervermögen zu ersetzenden 
Aufwendungen. 

 
Erwerb von Investmentanteilen 

9. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der 

Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen 
im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 8 der AABen 
berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft 
selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine 
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die 

andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im 
Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der 
Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer 
Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der 

die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist 



oder einer EU-Verwaltungsgesellschaft oder ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHÄFTSJAHR 

 

§ 8 Ausschüttung 

 
1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die während des 

Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur 

Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge - unter 
Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - aus. Anteilige realisierte 
Veräußerungsgewinne - unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - können 
ebenfalls zur Ausschüttung herangezogen werden. 

2. Ausschüttbare anteilige Erträge gemäß Absatz 1 können zur Ausschüttung in späteren 
Geschäftsjahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetragenen anteiligen 
Erträge 15 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens zum Ende des Geschäftsjahres 
nicht übersteigt. Anteilige Erträge aus Rumpfgeschäftsjahren können vollständig vorgetragen 

werden. 

3. Im Interesse der Substanzerhaltung können anteilige Erträge teilweise, in Sonderfällen auch 
vollständig, zur Wiederanlage im OGAW-Sondervermögen bestimmt werden. 

4. Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres.  

5.  Zwischenausschüttungen sind zulässig. 

 

§ 9 Thesaurierung der Erträge 

Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten 
anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge sowie die anteiligen realisierten 

Veräußerungsgewinne - unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - im OGAW-
Sondervermögen wieder an. 

 
§ 10 Ertragsverwendung 

Werden für das OGAW-Sondervermögen keine Anteilklassen gebildet, werden Erträge ausgeschüttet. 
§ 8 gilt entsprechend. 

 

§ 11 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des OGAW-Sondervermögens beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 

 

§ 12 Rückgabebeschränkung 

Die Gesellschaft macht von der Möglichkeit nach § 17 Absatz 4 der AABen, die Rücknahme von Anteilen 
zu beschränken, keinen Gebrauch. 


